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liches Kontroll- und Aufsichtsorgan zur Gewährleistung 
von Ordnung, Disziplin und Sicherheit in der Binnen­
schiffahrt und auf den Binnenwasserstraßen und -gewäs- 
sern geregelt. Das Amt nimmt auch die staatlichen Auf­
gaben der Verwaltung, der Instandhaltung und des Aus­
baus der dem Ministerium für Verkehrswesen zugeord­
neten Binnenwasserstraßen und Verkehrsanlagen wahr. 
Dem Direktor des Wasserstraßenaufsichtsamtes wird zur 
Lösung seiner Aufgaben ein Verfügungs- und Auflagen­
recht erteilt. Er hat das Recht, Ordnungsstrafverfahren 
durchzuführen, soweit das in geltenden Rechtsvorschrif­
ten, wie z. B. in der Binnenwasserstraßen-Verkehrsord­
nung (BWVO) vom 1. Februar 1974 (GBl.-Sdr. Nr. 716 
S. 13), vorgesehen ist. Die АО sieht weiterhin ein Be­
schwerderecht gegen Auflagen und Forderungen des Was­
serstraßenaufsichtsamtes vor.

• Zur Gewährleistung einer größeren Sicherheit beim 
Transport spezieller Güter wurde die АО über den Trans­
port gefährlicher Güter vom 10. Juli 1980 (GBl. 1 Nr. 22 
S. 217) erlassen. Im einzelnen werden die Begriffe „Trans­
port“ und „gefährliche Güter“ definiert. Zur besseren 
Überschaubarkeit werden die speziellen Rechtsvorschrif­
ten aufgeführt, die zusätzlich zur АО gelten. Güter, die 
den Anforderungen der АО und der speziellen Rechts­
vorschriften nicht entsprechen, können vom Transport 
ausgeschlossen werden. Für den Transport von Gütern, 
die in der Anlage zur АО aufgeführt sind, werden beson­
dere Melde- und Begleitpflichten festgelegt; ebenso wer­
den die Pflichten zum Verhalten bei Störungen geregelt. 
Für Verstöße gegen Melde-, Begleit- und Belehrungs­
pflichten, die Verletzung spezieller Rechtsvorschriften und 
Verstöße gegen Festlegungen zur Zulässigkeit von Gütern 
zum Transport sind Ordnungsstrafen vorgesehen.

*

Eine wichtige Grundlage für die Heranbildung des Fach­
arbeiternachwuchses sowie für die Berufsberatung ist die 
DB zur VO über die Systematik der Ausbildungsberufe 
vom 15. Mai 1980 (GBl.-Sdr. Nr. 1036). Gegenüber der Re­
gelung von 19767 sind nunmehr diejenigen Ausbildungs­
berufe aufgenommen worden, in denen im System der 
Berufsausbildung sowie im System der Aus- und Weiter­
bildung der Werktätigen Facharbeiter ausgebildet werden 
können. Die entsprechend den dynamischen Veränderun­
gen der Berufsstruktur überarbeitete Systematik enthält 
insgesamt 318 Ausbildungsberufe, davon 225 für Absol­
venten der 10. Klasse und 66 für Schulabgänger der 
8. Klasse.

Neu festgelegt wurde, daß schwer- und schwerstge- 
schädigte Schulabgänger, die mindestens das Ziel der 
8. Klasse der Oberschule erreicht haben, auch einen Aus­
bildungsberuf mit überwiegend manueller Tätigkeit er­
lernen können. Dazu treffen die Abteilungen Berufsbil­
dung und Berufsberatung der Räte der Bezirke auf Vor­
schlag der jeweiligen Rehabilitationseinrichtungen die 
Auswahl der, Ausbildungsberufe.

Die im Gesundheits- und Sozialwesen tätigen Fachschul­
kader und Facharbeiter müssen in der medizinischen und 
sozialen Betreuung der Bürger verantwortungsvolle Auf­
gaben erfüllen, die hohe Anforderungen an ihre fachliche 
Qualifikation und ihr moralisch-ethisches Verhalten stel­
len. Mit der АО über die staatliche Erlaubnis zur Aus­
übung der medizinischen, pharmazeutischen und sozialen 
Fachschul- und Facharbeiterberufe vom 7. August 1980 
(GBl. I Nr. 25 S. 254) wurde eine einheitliche, überschau­
bare Rechtsvorschrift geschaffen, die die Voraussetzungen 
und die Grundsätze der Berufsausübung auf diesem Ge­
biet festlegt. Danach darf einen in der АО verzeichneten 
Fachschul- bzw. Facharbeiterberuf nur ausüben, wer hier­
für die staatliche Erlaubnis in Form einer Urkunde be­
sitzt. Diese ist zur Begründung des entsprechenden Ar­
beitsrechtsverhältnisses vorzulegen. Die Erlaubnis wird 
nach erfolgreichem Abschluß der Fachschul- bzw. Fach­
arbeiterausbildung erteilt. Die bisher als staatliche An­
erkennung erteilten Erlaubnisse behalten ihre Gültigkeit. 
Der Minister kann das Verzeichnis der Berufe, für die 
eine Erlaubnis erforderlich ist, erweitern bzw. einengen. 
Die АО regelt auch die Sonderfälle der Erlaubniserteilung 
an Bürger anderer Staaten, die in der DDR eine entspre­
chende Ausbildung abgeschlossen haben oder die außer­
halb der DDR eine solche Ausbildung erfolgreich abge­

schlossen haben und in der DDR auf diesem Gebiet tätig 
werden möchten.

Die Erlaubnis wird nicht erteilt bzw. ist zwingend zu­
rückzunehmen, wenn gemäß § 58 StGB die staatsbürger­
lichen Rechte aberkannt wurden, wenn die erforderliche 
Eignung oder Zuverlässigkeit für die Berufsausübung 
fehlt — was sich aus den Tatsachen, insbesondere aus 
rechtskräftig abgeschlossenen Strafverfahren, ergeben 
muß — oder wenn irrtümlich die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis als gegeben angenommen wur­
den. Wird eine schwere schuldhafte Verletzung der Be­
rufspflichten nachgewiesen, kann die Erlaubnis zurückge­
nommen werden. Fehlt die erforderliche Eignung oder 
Zuverlässigkeit für die Ausübung des Berufs zeitweilig 
wegen einer schweren Krankheit, insbesondere einer psy­
chischen Erkrankung oder Sucht, so ist auf der Grund­
lage eines fachärztlichen Gutachtens die Erlaubnis zu ver­
sagen bzw. das Ruhen der Erlaubnis anzuordnen.

Wird in einem rechtskräftig abgeschlossenen Strafver­
fahren ein Tätigkeitsverbot gemäß § 53 StGB oder der 
Entzug der Erlaubnis gemäß § 55 StGB ausgesprochen, so 
bedarf es keiner weiteren Entscheidung'über die Zurück­
nahme oder das Ruhen der Erlaubnis. Sie wird vom Rat 
des Kreises,“ Abt. Gesundheits- und Sozialwesen, einge­
zogen.

Die Erlaubnis kann erneut beantragt und erteilt wer­
den, wenn die Gründe, die zu ihrer Versagung geführt 
haben, nicht mehr bestehen bzw. wenn gegen die Aus­
übung des Berufs keine Bedenken mehr bestehen. Wurde 
die Erlaubnis wegen einer schweren Krankheit versagt 
bzw. deren Ruhen angeordnet, ist die Entscheidung auf 
der Grundlage eines fachärztlichen Gutachtens zu treffen.

Die АО enthält weiterhin Regelungen über die Aus­
fertigung, Erteilung und Einziehung der Erlaubnisurkunde 
sowie über das Beschwerdeverfahren und Ordnungsstraf­
bestimmungen. Mit Ordnungsstrafe kann belegt werden, 
wer vorsätzlich einen in der АО genannten medizinischen, 
pharmazeutischen oder sozialen Fachschul- oder Fachar­
beiterberuf ohne Erlaubnis ausübt.

*
Aus dem Teil II des Gesetzblattes ist insbesondere auf die 
Internationale Konvention zur Vereinheitlichung von Re­
geln über die zivilgerichtliche Zuständigkeit bei Schiffs­
zusammenstößen vom 10. Mai 1952 (Bekanntmachung vom 
4. Juni 1980 [GBl. II Nr. 7 S. 110]) hinzuweisen, die am
14. August 1979 für die DDR in Kraft getreten ist.

Die Konvention regelt, wann und vor welchem Gericht 
Klagen und Widerklagen wegen eines Anspruchs aus dem 
Zusammenstoß zwischen Seeschiffen bzw. zwischen See­
schiffen und Binnenschiffen sowie Klagen auf Ersatz des 
Schadens erhoben werden können, den ein Schiff durch 
Ausführung oder Unterlassung eines Manövers oder durch 
Nichtbeachtung einer Vorschrift einem anderen Schiff 
oder den an Bord befindlichen Personen oder Sachen zu­
gefügt hat, ohne daß ein Schiffszusammenstoß stattge­
funden hat. Die Konvention regelt weiterhin, für welche 
Fälle und Ansprüche sie nicht zuständig ist, so z. B., wenn 
alle beteiligten Personen demselben Staat wie das mit 
der Sache befaßte Gericht angehören; dann findet das in­
nerstaatliche Recht Anwendung.
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1 So im Gesetz zur Erhaltung der Denkmale in der DDR — Denk­
malpflegegesetz — vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 458), in der 
VO über den Staatlichen Museumsfonds der DDR vom 12. April 
1978 (GBl. I Nr. 14 S. 165) und in der VO über das staatliche 
Archivwesen der DDR vom 11. März 1976 (GBl. I Nr. 10 S. 165); 
vgl. zu diesen Rechtsvorschriften die Gesetzgebungsübersichten 
in NJ 1975, Heft 15, S. 453, NJ 1978, Heft 11, S. 486 und NJ 1976, 
Heft 9, S. 267.

2 Vgl. z. B. § 6 der VO zum Schutze des deutschen Kunstbesitzes 
und des Besitzes an wissenschaftlichen Dokumenten und Mate­
rialien vom 2. April 1953 (GBl. Nr. 46 S. 522) i. d. F. des Anpas­
sungsgesetzes vom 11. Juni 1968 (GBl. I Nr. 11 S. 242).

3 Vgl. § 7 Abs. 1 Buchst, h des Gesetzes über die Aufgaben und 
Befugnisse der Deutschen Volkspolizei vom 11. Juni 1968 (GBL I 
Nr. 11 S. 232).

4 Vgl. VO über die Polizeistunde im Gebiet der DDR vom
8. Dezember 1955 (GBl. I Nr. 109 S. 929) i. d. F. der Ziff. 16 der 
Anlage 1 zur AnpassungsVO vom 13. Juni 1968 (GBl. П Nr. 62 
S. 363) und die АО über die Verkürzung der Polizeistunde vom 
25. April 1966 (GBl. П Nr. 50 S. 305).

5 Vgl. Gesetzgebungsübersicht in NJ 1975, Heft 21, S. 633.
6 Vgl. Gesetzgebungsübersicht in NJ 1976, Heft 15, S. 459.
7 3. DB zur VO über die Systematik der Ausbildungsberufe vom

9. August 1978 (GBl.-Sdr. Nr. 883).


